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Kinderbeauftragte
Queerpolitischer Sprecher

Jeder Mensch ist einzigartig

Susann Rüthrich, Kinderbeauftragte;
Karl-Heinz Brunner, queerpolitischer Sprecher

Der Bundestag verabschiedet heute das Gesetz zum Schutz von Kindern
mit  Varianten  der  Geschlechtsentwicklung.  Die  Zeit  einer
Normangleichung ist damit endgültig vorbei. Jeder Mensch erhält nun
von Geburt an das Recht, selbst über seinen Körper und seine Identität
zu entscheiden.

„Mit dem OP-Verbot tragen wir der Vielfalt unseres Landes und unserer
Gesellschaft Rechnung und stärken das Recht der Kinder auf körperliche
Unversehrtheit nachhaltig. In der Vergangenheit wurden Operationen an Kindern
mit Varianten der Geschlechtsentwicklung häufig nur mit dem Ziel durchgeführt,
sie an ein bestimmtes Geschlecht optisch anzugleichen. Fehlende Aufklärung
und Stigmatisierung führten dazu, dass Kindern eine eigene Entscheidung über
ihren Körper und ihre Identität vorenthalten blieb.

Diese Praxis wird in Zukunft untersagt. Künftig ist es Ärztinnen und Ärzten
verboten, Operationen an nicht-einwilligungsfähigen Kindern mit Varianten der
Geschlechtsentwicklung durchzuführen – es sei denn, es besteht akute Gefahr
für Leib und Leben, oder eine Operation dient eindeutig allein dem Wohl des
Kindes. Ob ein Eingriff notwendig ist oder nicht entscheidet eine interdisziplinäre
Kommission, nach deren Gutachten das Familiengericht einem Eingriff
stattgeben kann.

Die Kommission hat die Pflicht, die Rechte des Kindes zu wahren und immer
zum Wohle des Kindes seine Empfehlungen zu formulieren. Deshalb hat sich die
SPD erfolgreich dafür eingesetzt, dass alle Kommissionsmitglieder Erfahrung im
Umgang mit intergeschlechtlichen Kindern haben müssen. Das trifft sowohl für
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Ärztinnen und Ärzte, als auch Kinderpsychologinnen und -psychologen sowie
Ethikerinnen und Ethikern zu. Auch hat die SPD die Bundesregierung
aufgefordert, ein Zentralregister für durchgeführte Operationen einzurichten.
Betroffene sollen auch nach Jahrzehnten noch die Möglichkeit haben, auf
einfachem Wege herauszufinden, ob und welche Eingriffe an ihnen
vorgenommen wurden.

Das Gesetz  is t  e in  großer  Schr i t t  nach vorn.  Es beförder t  d ie
Auseinandersetzung mit der Vielfalt menschlichen Lebens. Es wäre ein Gewinn
für das ganze Land, wenn unser Koalitionspartner auch in anderen
Themenfeldern so fortschrittlich mit uns zusammenarbeiten würde. Denn es
bleibt noch viel zu tun, bis auch wirklich jeder selbstbestimmt und frei von
Diskriminierung leben kann.“
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